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Univ.-Doz. Dr. HANNS F. HÜGEL, Rechtsanwalt, Mödling 

Die Bewertung von Sacheinlagen im Handelsrecht und 
Steuerrecht (1)1) 

Im Bilanzsteuerrecht werden Sacheinlagen seit langem als Tausch eingeordnet. Die 

Bewertung erfolgt zu Anschaffungskosten. Danach hat die Gesellschaft die eingeleg­

ten Vermögensgegenstände mit dem gemeinen Wert der hingegebenell' Gesellschafts­

anteile anzusetzen. Diese Grundsätze wurden zuletzt in § 6 Z 14 EStG verankert. 

Ein anderes Konzept liegt der handelsrechtlichen Einlagenbewertungsbestimmung 

zugrunde: Gemäß § 202 HGB richtet sich die Bewertung nicht nach dem Wert der Ge­

genleistung, sondern nach dem Wert des eingelegten Vermögensgegenstandes selbst. 

Die folgende Untersuchung zeigt, daß beide Regelungen ihren legitimen Anwen­

dungsbereich haben. �ewertung zu Anschaffungskosten nach Tauschgrunsätzen ist 

am Platze, wenn zwischen dem Einlegenden und der Gesellschaft gegensätzliche In­

teressen bestehen, die in einem Preisbildungsprozeß ausgeglichen werden. Demge­

genüber kommt - mangels Anschaffungskosten - „originäre" Bewertung zum Tages­

wert des eingelegten Vermögensgegenstandes zum Zuge, wenn zwischen den Parteien 

der Sacheinlagevereinbarung infolge identischer Beteiligungen kein Interessengegen­

satz besteht. 

1) Dieser Aufsatz beruht auf weitergehenden Untersu­
chungen im Rahmen meiner Habilitationsschrift ,, Ver­
schmelzung und Einbringung - Hauptprobleme der Unter­
nehmensübertragung auf verbandsrechtlicher Grundlage im 

Gesellschafts-, Bilanz- und Ertragsteuerrecht der Kapitalge­
sellschaften" (erscheint 1993). 

Für kritische Hinweise danke ich Herrn Univ.-Prof DDr. 
Eduard Lechner. 
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1. Das Problem 

J_ Sacheinlagenbetvertung und Abgrenzung von I(a­
pital und Gewinn 

Einlagen sind Leistungen des Gesellschafters zur 
Aufbringung des Gesellschaftsvermögens. Oft erfol­
gen sie gegen Ausgabe von Gesellschaftsanteilen 
Bei den Kapitalgesellschaften, auf \velche die vorlie-

Ihr Lebensstandard liegt uns am. 
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gende LTntersuchung beschränkt \Verden solF). ist 
dies besonders sinnfällig, \\'eil die Anteilsge\vährung 
iin Interesse der Glaubiger und (lVrit) Gesellschafter') 
an die Vornah1ne gesellschaftsrechtlicher Organisa­
tionsakte gebunden und der Prüfung durch das Regi­
stergericht und/oder durch Sachverständige unter­
,,·orfen ist In Gestalt der Nachschüsse gemäß §§ 72 ff 
G1nbHG kannte das Gesetz freilich schon lange Ein­
lagen ohne Anteilsge\vahrung_ Das RLG regelt 
schließlich ganz allgen1ein „sonstige Zuzahlungen·· 
YOn Gesellschaftern (§ 229 Abs 2 Z 5 HGB)_ Darunter 

·J Die Bedeutung der Sacheinlagenbewertung für die Dar­
stellung eines 1nöglichst getreuen Bildes der Vermögens- und 
E11ragslage des Unternehrnens (so die Generalnonn des § 195 
HGB) ist bei Personenunternehmen nicht anders gelagc11 als 
bei Kapitalgesellschaften. Gleiches gilt im Prinzip (ür die 
Steuerneulralität \'Oll Einlagen, nu>gen insoweit auch unter­
schiedliche Bewertungsregelungen existieren: § 6 Z 5 und 
Z 14 ESlG. Dazu eingehend Gass11cr, Die Bewertung von Ein­
lagen. Enlnah1nen und ver\\•andten Tatbestanden aus der 
Sicht des Gle1chheilsgrundsatzes. in Gassncr/Lecf111cr, Steu­
erbilanzrefonn und Verfassungsrecht (1991) 187. Für Kapi­
talaufbringung und die (ausreichende) Dotierung gebunde­
ner und ungebundener Kapitalrlicklagen ist die Sacheinlage­
be\\'e11ung naturgemäß nur im Recht der Kapitalgesellschaf­
ten von Bedeutung. Dieser „Überschuß" an Sachproblemen 
rechtfe11igl es, Einlagen in Personenunternehmen im Rah­
men der vorliegenden (auch aus Raumgründen zu beschrän­
kenden) Untersuchung atiszuklammern. 

') Angesprochen ist insbesondere der Schutz gegen die Be­
teiligungsvenvässerung durch das gesetzliche Bezugsrecht 
bei Kapitalerhöhungen (§§ 153 AktG, 52 Abs 3 Gn1bHG). 
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fallen neben den GmbH-rechtlichen Nachschüssen 
auch solche Einlagen ohne Anteilsgewährung, die oh­
ne Verpflichtung aus dem Gesellschaftsvertrag gelei­
stet werden. Kennzeichnend ist in allen Fällen die 
Vermehrung des Gesellschaftsvermögens aufgrund 
einer Leistung causa societatis durch einen Gesell­
schafte1: Unter den Begriff „sonstige Zuzahlungen" 
fallen danach (Bar)Zuschüsse, der Verzicht auf For­
derungen des Gesellschafters sowie die Überlassung 
von Vermögensgegenständen�). Solche Formen der 
Einlagen 'varen in der gesellschaftsrechtlichen Pra­
xis schon vor dem RLG gang und gäbe und auch gele­
gentlich im Gesetz er\vähnt (vgl die „frehvilligen 
Leistungen" iSd § 2 Z 3 lit b KVStG). Neu ist nur 
der Aus\veis in einer ungebundenen Kapitalrück­
lage'). 

Fragen der Be·wertung stellen sich naturgemäß nur 
bei Sacheinlagen. Entsprechend dem gesellschafts­
rechtlichen Grundsatz der realen Kapitalaufbrin­
gung6) muß der Wert der eingebrachten Sachen zu­
mindest den Nennbetrag oder höheren Ausgabebe­
trag der ge\vährten Anteile erreichen. Andernfalls 
liegt eine verbotene Unterpariemission vor. Die bi­
lanzrechtlichen Generalnormen der§§ 195, 222 Abs 2 
HGB erfordern schließlich, daß die Sacheinlage in der 
Bilanz der übernehmenden Gesellschaft zu1n vollen 
VVert aktiviert \Vird. Dies folgt einerseits aus den1 Ge­
bot der möglichst getreuen Darstellung der Vernib­
genslage und entspricht der gegen die Bildung stiller 
Be\vertungsreserven gerichteten Tendenz des RLG. 
Ferner ge\vährleistet der Ansatz zum \'ollen Wert, 
daß das Ergebnis des Unternehmens u1n ausreichen­
de Abschreibungen gekürzt \vird. Andernfalls kän1e 
es zu1n Aus\\'eis von Scheingewinnen. ,,Richtige" 
Sacheinlagenbe\vertung dient somit auch der zutref-

1) Im einzelnen sind zahlreiche Fragen iln Zusammenhang 
mit dem Begriff der „sonstigen Zuzahlungen" eines Gesell­
schafters klB.rungsbedürftig: Fraglich ist, ob - trotz Fehlens 
einer Gegenleistung( §  197 Abs 2 HGB)-die Überlassung im­
mateneller Anlagegüter oder eines Firmen\\1ertes Gegenstand 
einer Einlage ohne Anteilsge,vahrung sein kann. Vergleich­
bare Probleme stellen sich bei der Überlassung von Nutzun­
gen. Schließlich \Väre zu untersuchen, ob auch solche Fälle 
der „verdeckten Einlage", bei denen (im Rahmen schul­
drechtlicher Rechtsgeschäfte) das Verhältnis von Leistung 
und Gegenleistung zugunsten der Gesellschaft verschoben 
ist, analog der steuerrechtlichen Behandlung zu einer han­
delsrechtlichen Ergebniskorrektur nach § 229 Abs 2 Z 5 
HGB führen. Dazu im einzelnen nieine Habilitationsschrift 
(FN 1). 

)) Vor dem RLG konnten sonstige Zuzahlungen erfolgs­
wirksam vereinnahmt werden: Vgl Gassner/Hofiam in Strau­
be HGB § 229 RZ 20. Zur Rechtslage in der BRD vor dem 
BiRiLiG inso\veit kritisch Wilhehn, Die Vermögensbindung 
bei der AG und der GmbH und das Problem der Unterkapi­
talisierung, FS Flume (1978) II 337, 366f. Nach § 272 Abs 2 
Nr 4 dHGB ist „der Betrag von anderen Zuzahlungen, die 
Gesellschafter in das Eigenkapital leisten", als Kapitalrück­
lage auszuweisen. Die hA in der BRD leitet daraus ein Wahl­
recht zur Verbuchung als Kapitaleinlage oder Erfolgsbeitrag 
ab. Vgl Sarx in Beck Bil-Komm2 § 272 HGB RZ 67 und Adler/ 
Düring/Sch1naltz� § 272 HGB RZ 107 ff jeweils mwN. Anders 
zurecht für § 229 Abs 2 Z 5 HGB: Gassner/Hofians in Straube 
HGB § 229 RZ 22. 

6) Zum Begriff vlg etwa Lutter i n  Kölner Komm2 Vorb § 53a 
AktG RZ 8. 

!enden Darstellung der Ertragslage des Unterneh­
mens; Soweit der Wert der Sacheinlage nicht im 
Nennkapital gebunden ist, also in der Höhe des 
Agios, kommt es zur Dotierung einer Kapitalrückla­
ge (§ 229 Abs 2 Z 1 HGB). Dies gilt - wie erwähnt -
nunmehr auch für Einlagen ohne Anteilsgewährung 
(§ 229 Abs 2 Z 5 HGB). Durch den Ausweis in einer 
Kapitalrücklage wird die Eigenkapitalstruktur der 
Gesellschaft offengelegt. Dies ist für die Darstellung 
der Finanzlage des Unternehmens von Bedeutung. 
Bei der AG und der großen GmbH geht es zusätzlich 
um die Einbeziehung des vollen Sacheinlage\ve11es 
in die Kapitalbindung (§§ 130 AktG, 23 GmbHG 
iVm 221 BGB): Nur bei ausreichender Dotierung der 
Kapitalrücklage nach§ 229 Abs 2 Z 1 HGB ist der ge­
samte Wert der Einlage der Ausschüttung entzogen. 

Die Verpflichtung zurEinstellung in Kapitalrückla­
gen verhindert, daß Gesellschafterleistungen den Jah­
resüberschuß erhöhen. Diese seit dem RLG erheblich 
verbesserte „Abgrenzung von Kapital und Ge\vinn" 
ist dem Steuerrecht seit lange1n bekannf). Daß Einla­
gen den steuerpflichtigen Ge\vinn nicht erhöhen, be­
ruht auf der Trennung der Sphäre der Körperschaft 
von jener der Gesellschafter. Nur das Ergebnis der be­
trieblichen Tätigkeit führt zu steuerpflichtigem Ein­
kommen der Körperschaft Die Neutralisierung von 
Einlagen im Zuge der Er1nittlung des Einkomn1ens 
der l{örperschaft v.1urde im Zuge der Steuerrefonn 
1988 in§ 8 Abs 1 KStG ausdrücklich verankert. 

2. Die antagonistischen Beivertungskonzepte des § 6 
Z 14 EStG und des§ 202 HGB 

Richtige Sacheinlagenbe\vertung dient im Gesell­
schafts-, Bilanz- und Ertragssteuerrecht son1it glei­
chermaßen der Trennung der betrieblichen Sphäre 
der Gese11schaft von jener der Gesellschafter, der Ab­
grenzung von Kapital und Ge\vinn. Dennoch finden 
sich unterschiedliche Be\vertungskonzepte: Das Steu­
errecht betrachtet die Einlage seit jeher als Tausch"). 

;} Grundlegend RFH 30. 6 1923 RFHE 12, 306 und 28. /. 
1936 RStBl 1936, 951; Gassner, Zuschüsse und Zu\vendun­
gen der Gesellschafter im Körperschaflsteuerrecht, ÖStZ 
1976, 150; Wiesner, Körperschaftsteuerrechtliche Einlagen 
und Entnahmen, FS Bauer (1986) 349, 355f; Jiresch/Langer, 
KStG 74 f; Bauer/Quantschnigg, KStG 1988 § 8 RZ 5 ff. 

') Stadler, Be\vertungs� und Publizitätsprobleme bei Er­
öffnungsbilanzen von Kapitalgesellschaften, FS Kastner 
(1972) 461, 469ff; Wiesner, FS Bauer 359f; derselbe, Die 
Strukturverbesserungsmaßnahmen in Gegenwart und Zu­
kU:nft, S\VK 1989 A 1 493, 494; Bauer/Quantschnigg KStG 
1988 § 8 RZ 13; ebenso Abschnitt C 11 Abs 6 der Gewinner­
mittlungsrichtlinien; aA Platzer, Handbuch der Sonderbilan­
zen (1979) 365 f. Für die BRD: Herrmann/Heurer/Raupach § 6 
EStG RZ 823 ff; ScJHnidt/Schnlidt EStG� § 5 Anm 62b; Pan­
kow/Gutike in Beck Bil-Ko1nmt § 255 HGB R Z  144 ff; Groh, 
Einlegung und Ausschüttung immaterieller Wirtschaftsgü­
ter, StbJb 1988/89, 187, 196; Wassermeyer, Be\vertungsfra­
gen beiln Tausch und bei tauschahnlichen Vorgängen, 
JDStJG 1984, 169, 183 f; derselbe, Tausch und Einlage von 
Anteilen an Kapitalgesellschaften Ober die Grenze, DB 
1990, 855, 856; aA Knobbe-Keuk, Bilanz- und Unterneh­
mensstCuerrecht8 § 5 VI 1 b ,  die die Wertbestimmung der 
Beteiligten in der Satzung oder im Beschluß Ober die Ka­
pitalerhöhung für verbindlich hält. 
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Diese Einordnung, die auf die Rechtsprechung des 
RFH') und das BFH-Tauschgutachten") zurückgeht, 
wurde im Zuge der Steuerreform 1988 in § 6 Z 14 
EStG übernommen. Danach gilt die Einlage von 
Wirtschaftsgütern in eine Körperschaft als Tausch. 
Den Tausch wiederum betrachtet das Gesetz aus der 
Sicht beider Tauschpartner je\veils als Anschaffung 
und Veräußerung. Die Bewertung des erworbenen 
Wirtschaftsgutes erfolgt zu Anschaffungskosten, die 
dem gemeinen Wert des hingegebenen entsprechen. 
Maßgeblich ist somit der Preis, der im Rahmen eines 
Umsatzgeschäftes - „am Markt" - gebildet \vurde. 

Zu diesem umsatzbezogenen Be\vertungskonzept 
steht § 202 HGB im diametralen Widerspruch. Einla­
gen sind danach „mit dem Wert anzusetzen, der ihnen 
im Zeitpunkt ihrer Leistung beizulegen ist, so\veit 
sich nicht aus der Nutzungsmöglichkeit iln Unterneh­
men ein geringerer Wert ergibt". Auf den für den Er­
werb der Einlage (allenfalls) getätigten Aufwand- die 
Anschaffungskosten - kommt es nicht an. Nicht die 
Kosten im Rahmen eines derivativen E11.verbs sind 
entscheidend, sondern der - originilr zu bestimn1en­
de - Wert des eingelegten Gegenstandes selbst. 

Das Bewertungskonzept des § 202 HGB kommt 
nicht von ungefähr. Schon frühzeitig regte sich \Vi­
derstand gegen die Be\vertung \'On Sacheinlagen 
nach 1'auschgrundsätzen. Insbesondere Ballerstedt") 
hat die Ansicht vertreten, daß für die Erbringung 
von Sacheinlagen kein „Preis" ausgehandelt \\·erde; 
da \veder Anschaffungs- noch Herstellungskosten 
vorliegen, sei für die Bewertung in der Bilanz der 
übernehmenden Kapitalgesellschaft gemäß § 40 
HGB aF der Zeitwert der Sacheinlage maßgeblich. 
Auch im steuerrechlichen Schrifttum \\'Urde in letz­

. ter Zeit l{ritik an der Tauschbetrachtung geübfz). 

9) Vgl etwa RFH 9. 5. 1933 RStBl 1933, 999, 1002; \\·eilerc 
Nachv.•eise bei_ Thiel, Die Ge\vinnven\·irklichung beim 
Tausch, DB 1958, 1431 .  

'") BFH 16. 12 1958 BStBl III 1959, 30. 
11) Ballerstedt, Kapital, Gewinn und Ausschültung bei Ka­

pitalgesellschaften (1949) 51 ff und 68ff; derselbe, Zur Be­
wertung von VermOgenszugängen aufgrund kapitalgesell­
schaftsrechlicher Vorgänge, FS Gessler (1970) 69. Zustim­
mend Döllerer, Aktienrecht und Steuerrecht, \VPg 1969, 
333. Ballerstedts Z\veites Hauptanliegen bestand darin, die 
Unzulässigkeit der Unterbe\vertung von Sacheinlagen aus 
den Vorschriften über die Dotierung der gesetzlichen Rückla­
ge abzuleiten. Diese Frage ist indessen durch § 202 HGB po­
sitivistisch entschieden. In der BRD \\'ird hingegen nach \\'ie 
vor die Unterbewertung von Sacheinlagen für zulässig gehal­
ten: Nachweise zum Meinungsstand bei Adler/Düring/ 
Schn1altzs § 255 HGB RZ 111; Claussen/Korth in Kölner 
Komm' § 272 HGB RZ 35. 11) Luckey, Steuerliche Ge\vinnrealisierung bei Um\\"and­
lung von Unternehmungen und Übertragungen einzelner 

Wo Sie essen sollten ... 

Die Angriffe aus dem handelsrechtlichen und den1 
steuerrechlichen Lager legen die Vermutung nahe, 
daß der Widerspruch zwischen § 6 Z 14 EStG und 
§ 202 HGB nicht mit der Behauptung unterschiedli­
cher Bewertungsgrundsätze in den beiden Rechtsbe­
reichen abgetan werden darf. Auch der Maßgeblich­
keitsgrundsatz (§ 5 Abs 1 Satz 1 EStG) verbietet die­
se Sicht. Zwar steht er steuerrechtlichen Sonderbe­
wertungsbestimmungen nicht entgegen. Er be\virkt 
aber, daß auch die Be\vertung in der Steuerbilanz 
durch das imparitätische Realisationsprinzip (§ 201 
Abs 1 Z 4 HGB) und das Anschaffungskostenprinzip 
geprägt ist. Einheit1iche Be\vertungsgrundsätze spre­
chen aber prima facie gegen die unterschiedliche Be­
wertung in Handels- und Steuerbilanz. Offenkundig 
ist das Versagen der Tauschtheorie schließlich bei je­
nen Einlagen, denen keine Anteilsge\vährung gegen­
übersteht. Hier muß entgeltsbezogene Be\vertung ver­
sagen, bleibt nur der Ansatz zum Wert der eingelegten 
Sache selbst. 

Aktuell sind diese Fragen insbesondere \vegen der 
Neuregelung des Umgründungssteuerrechtes und 
der beabsichtigten Einführung einer für alle U1n­
gründungen geltenden handelsrechtlichen Be\ver­
tungsregelung in eine1n neuen § 202 Abs 2 HGBJJ)_ 
Schon \Vegen der steuerrechtlichen Ge\vinnrealisie­
rung bei der Einlage von Einzel\virtschaftsgüternH) 
dürften Sacheinlagen über\viegend im Rah1nen von 
Umgründungen erfolgen. Die vorliegende Untersu­
chung ist daher nicht nur von bilanzrechtsdogn1ati­
schem Interesse, sondern ihr ko1n1nt Bedeutung auch 
für alle Fälle der Einlage ohne Buch\vertfortführung 

\\'irtschaftsgüter (1977) 83 ff; derselbe, Ge\\'innreahsierung 
bei Unternehmungsu111\vandlung und bei übe11ragung ein­
zelner Wirtschaftsgüter, Stu\V 1979, 129; zustimn1end H'id­
nzann, Aufschub der Gewinnrealisierung bei Verschmelzung 
und Um\vandlung, Einbringung \·an Betrieben, Teilbetrie­
ben und Mitunternehmeranlellen, Betriebsaufspaltungen. 
Sacheinlagen, JDStJG 1981, 163, 168; Endres, Die Besteue­
rung gesellschaftsrechllicher Vermügensübertragungcn 
(1982) 206; Gassner, Einlagen, Entnahmen und venvandte 
Tatbestände i1n Bilanzrecht, S\VK 1990 A 1 387, 392. 

u) Dazu Graf! ecolex 1992, 4; Ilügel JBI 1992, 169 ( Vor­
tragsbericht); Rabel, Der Umgnindungsmehnve1i nach der 
geplanten Neufassung des § 202 HGB, R\VZ 1992, 109; Gass­
ner, Bewertung bei der U1ngründung in Handels- und Steuer­
bilanz, GesRZ 1992, 90. 

11) Diese ergibt sich nunmehr aus § 6 Z 14 EStG: Der 
Tausch bewirkt einen positiven Erfolgsbeitrag in der Höhe 
der Differenz Z\Vischen dem Buchv.•ert des hingegebenen 
'Virtschaftsgutes und seinem höheren gemeinen Wert, zu \Vel­
chem das envorbene Wil1schaftsgut anzusetzen ist. Zur Pro­
blematik ( vor Einführung des § 6 Z 14 EStG) vgl Platzer, Kei­
ne Gewinnrealisierung bei verdeckten Einlagen, SWK 1987 A 
1 1 1 ;  weiters Knobbe-Keuk, Bilanz- und Unternehmens­
steuerrecht6 § 5 VI 1 beb. 

Bil>crsffaße 2 · 1010 \X1icn · TischlH'S[cllung, Tel. 513.J-5.J-J 
Mo. -Fr. 11.30--14.30 Uhr· IS.00-22.JO Uhr· Sa., So. Ruhc[ag 

UBSTAUHANT S(�lll}l1\NSZl{Y 
„. auch mit Ihren Geschäftsfreunden 
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zu: Steuerrechtlich- betrifft dies zunächst Auslands­
umgründungen, bei denen es aufgrund des Ansatzes 
der Werte nach § 6 Z 14 EStG zur Besteuerung eines 
Übertragungsge,vinnes kommt15). Gleiches gilt für 
Umgründungen, die nicht unter das UmgrStG 
fallen16). 

Für.sie ist§ G Z 14 lit b EStG unnlittelbar an\vend­
bar. Handelsrechtlich hat hingegen gemäß § 202 HGB 
in jedenz Fall eine Neubewertung stattzufinden. Dies· 
gilt insbesondere auch für U1ngründungen unter 
steuerrechtlichter Buchwertfo1iführung1:)_ Der ge­
plante § 202 Abs 2 HGB hingegen stellt die Fortfüh­
rung der handelsrechtlichen Buch\verte und die Auf­
\Vertung auf den beizulegenden \Vert nach § 202 Abs 1 
HGB zur Wahl18). Der Ausweis des vollen \Termögens­
\Vertes in der Handelsbilanz trotz Fortführung der 
steuerrechtlichen Buch\ve1te kann für Z"'ecke der 
Eigenkapitaldarstellung, der Schaffung von Aus­
schültungspotential oder zur \Torbereitung eines 
Going public von Bedeutung sein. 

Die folgenden Ausführungen haben nicht nur flir 
das geltende Recht. _Bedeutung. \'iehnehr \vollen sie 
die verschiedenen Erscheinungsforn1en der Sachein­
lage darstellen und ihre teils \Vidersprüchliche Erfas­
sung durch die lex lata aufarbeiten, un1 dein Gesetz­
geber ehe Neuregelung dieser 1\1atcrie zu er1nögli­
chen. Dies betrifft einerseits die bereits er\vähnle Ein­
führung einer für alle Umgrilndungen geltenden han­
clelsrechtlichen Be\vertungsbestimn1ung. Ferner ist 
1nil Anderungen des Steuerrechtes zu rechnen, die 
auch die Be,vertung von Sacheinlagen betreffen: 
Nach der Kodifizierung des U1ngründungssteuerrech­
tes schickt sich das BMF an, die bereits begonnene 

::.) Zur Einbringung vgl § 16 Abs 2 und 3 UmgrStG. Das 
\Vahlrecht des § 16 Abs 3 UmgrStG kon1m1 kraft VeJ""\\'ei­
sung auch auf den Zusammenschluß (§ 2-1 Abs 1 Satz 2 
Un1grStG) und auf die Realteilung (§ 29 Abs 1 Satz 2 
U1ngrStG) zur Anv.'endung. Zu Auslandsu1ngründungcn vgl 
Lech11er, Internationale Verschmelzungen und ü1n\vandlun­
gcn in1 U1ngrStG, ccoiex 1992, 355; derselbe, Internationale 
Ei nbringungen nach dein UmgrStG, S\VI 1929. 132; dersel­
be, Internationale Aspekte bei Zusa1n1ncnschlüssen, Realtei­
lungen und Spaltungen nach dem UmgrStG, S\VI 1992, 177; 
\Veiters \Vu11dsan1/Zöcliling/Huber/Khun, UmgrStG (1992). 

1') Dies ist trotz des umfassenden Charakters des 
U1ngrStG vor allem im Bereich der Einbringung möglich, so 
et\va dann, \Venn nicht auf Grundlage eines Einbringungs­
ve1trages oder nicht unter Beachtung der in § 19 UmgrStG 
festgesetzten Gegenleistungsformen erfolgt. Auch im Be­
reich des Zusammenschlusses ist die N'ichtan,vendbarkeit 
des UmgrSG denkbar. 

1') Das für UmgrUndungen geltende steuerrechtliche 
Buchwertfo1tführungsgebot (§ 3 Abs 1 UrngrStG mit Vcl"\vei­
sungcn) löst die Be\vertung in der Steuerbilanz vüllig \•on je­
ner in der Handelsbilanz. Insbesondere gilt nicht der Grund­
satz der „umgekehrten Maßgeblichkeit··. Dazu Hügel, 
UmgrStG: Allgemeine Grundlagen - Verschmelzung, ecolex 
1991, 802, 805; Gassner, GesRZ 1992, 102; V.'undsa1n/Zöch­
ling/Huber/Khun UmgrStG § 3 RZ 1.  

15) So schon zum geltenden Recht Gassner SWK 1990 A 1 
393 ff; derselbe, Die Bilanzierung von offenen und verdeck­
ten Einlagen und Entnahmen, in Bertl/Mandl/Mandl/Rup­
pe, Praxisfragen der Bilanzierung (1991) 33, 55 je\veils zum 
Bilanzsteuerrecht der UmgrUndungen; zur Be\vertung in 
der Handelsbilanz: Gassner/Lahod11y-Kan1er in Straube 
HGB § 202 RZ 14; weiters GassnerGesRZ 1992, 92ff, 98ff. 

Reform des Bilanzsteuerrechts zu vollenden19). Er­
klärtes Ziel ist dabei, die steuerrechliche Gewinner­
mittlung soweit als möglich dem neuen Handelsbi­
lanzrecht anzupassen. Freilich sollte vor dem prag­
matischen und begrüßenswerten Ziel der „Einheits­
bilanz" nicht die Wertungseinheit der Rechtsord­
nung aus den Augen verloren gehen. Neben der Besei­
tigung der zahlreichen, einander widersprechenden 
Be\vertungsmaßstäbe im HGB und im Steuerrecht 
\Vird es die Aufgabe des Gesetzgebers sein, die Einla­
genbewertungsbestimmungen der§§ 202 HGB, 6 Z 14 
EStG zu überdenken und durch einstimmiges, Wer­
tungswidersprüche vermeidendes Be\vertungskon­
zept zu ersetzen. 

Zunächst \Vird untersucht, ob die Sacheinlage ein 
Tausch und damit ein Anschaffungsgeschäft ist (da­
zu II). Dabei 'vird sich ergeben, daß der gegenlei­
stungsbezogenen Be\vertung nach dem Vorbild des 

§ G Z 14 ESlG ebenso \Vie der Be\vertung ohne Bezug­
nahme auf eine Un1satzakt im Sinne des § 202 HGB 
je\veils ein eigenständiger An\vendungsbereich zu­
kon1mt. Nach einigen Bemerkungen zur Wertever­
knüpfung nach dein Un1grStG wendet sich die Unter­
suchung der Bestiinn1ung des Wertmaßstabes des§ 202 
HGB zu (dazu unten III). 

II. Sacheinlage und Anschaffungswertprinzip 

l. Ausgliedernde Einbringung: Originäre Beivert1i11g 
zu1n Zeitwert 

a) Nach Ballerstedt \Vird bei Sacheinlagen kein 
„Preis" ausgehandelt. Nicht der Wert der ausgegebe­
nen Anteile bestimme die Be\vertung der Sacheinla­
ge, sondern - gerade umgekehrt - der Wert der An­
teile folge aus dem VVert der eingelegten Vermögens­
gegenstände�"). Diese These liegt eine von Ballerstedt 
nicht genannte Prämisse zugrunde, die hier expliziert 
\Verden soll: die Beteiligungs- und Interessenidentität 
Z\vischen dem Sacheinleger und der übernehmenden 
Gesellschaft. Sie ist gegeben, \Venn der Sacheinleger 
gleichzeitig Alleingesellschafter der übernehmenden 
Gesellschaft ist oder auf beiden Seiten dieselben Per­
sonen n1it �dentischen Beteiligungsquoten vertreten 
sind. Diese Konstellation ist von jener zu unterschei­
den, in der keine Beteiligungsidentität gegeben ist 
und demzufolge ein Interessengegensatz Z\Vischen 
dem Sacheinleger einerseits und der übernehmenden 
Gesellschaft und ihren Gesellschaftern andererseits 
besteht. Es ist Z\Veckmäßig, für beide Konstellatio­
nen verschiedene Begriffe zu venvenden. In meiner 
Habilitationsschrift habe ich die erstere als ausglie­
dernde Einbringung, die zuletzt genannte hingegen 
als fusionsähnliche Einbringung bezeichnet. 

Für die ausgliedernde Einbringung ist Ballerstedts 
These zu folgen. Mangels Anschaffungskosten sind 
Sacheinlagen hier zum Zeitwert der eingelegten Ver-

1�) _Dazu vgl die rechtspolitischen Beiträge von Gassner, 
Zur Reform der Bewertungsvorschriften des EStG, GedS K. 
Lechner (1987) 103; Gassner/Lechner, Steuerbilanzreform 
und Verfassungsrecht (1991); Gassner, RLG erzwingt den 
Weg zur „Einheitsbilanz", SWK 1992 T 51. 

?0) Kapital (FN 1 1) 68ff und FS Gessler 69, 72ff. 
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en zu Divergenzen führen können, sind für den Ver­
handlungsstandpunkt einer Partei häufig auch Über­
legungen maßgeblich, die mit dem Wert des anzu� 
schaffenden Gegenstandes nichts zu tun haben. Dies 
gilt besonders für den „Preis" eines Unternehmens. 
Dieser ist letzten Endes das Ergebnis von Verhand­
lungen, in denen sich - je nach Stärke der Verhand­
lungsposition - entweder eine Seite durchgesetzt hat 
oder in der die gegenläufigen Standpunkte ausgegli­
chen wurden. In jedem Fall bestimmt der festgelegte 
Preis die Anschaffungskosten. Auch \venn der Käu­
fer ein „gutes Geschäft11 gemacht hat, ist der envorbe­
ne Vermögensgegenstand zu Anschaffungskosten zu 
bilanzieren, mögen diese auch unter dem tatsächli­
chen Wert liegen. 

Da die Anteile jenes Vermögen repräsentieren, das 
die Gesellschaft schon vor der Einbringung hält29), 
\veisen sie einen selbständig feststellbaren, „inneren 
Wert" auf und kommen deshalb als Gegenleistung 
für die Ermittlung des Ansatzes der Sacheinlage in 
Betracht. Dennoch wird die Sacheinlage von der \Var­
te der (übernehmenden) Kapitalgesellschaft nicht als 
AnschaffungsvorgangJ0) bezeichnet. Bei der fusions­
ähnlichen Einbringung entspricht dies jedoch nicht 
dem wirtschaftlichen Gehalt der Sacheinlageverein­
barung. Zwar ist nicht zu verkennen, daß - anders 
als im Normalfall eines Anschaffungsvorganges -
kein Entgelt in Form bereits vorhandener Vermögens­
geger.otände (Geld, Tauschgüter) von der überneh­
menden Gesellschaft hingegeben \Vird; das Entgelt 
in Form auszugebender Anteile \vird vielmehi- durch 
verbandsrechtlichen Akt, nämlich im Rahmen der 
Gründung oder durch Kapitalerhöhung geschaffen. 
Ungeachtet dessen handelt es sich bilanzrechtlich 
um einen Tausch3'). Seine zivilrechtliche Einordnung 
als körperschaftrechtlicher Organisationsakt ändert 
nichts daran, daß eine im Rahmen eines Verkehrsge­
schäftes ausgehandelte Gegenleistung vorliegt, deren 
Wert - ebenso wie im Falle eines normalen Anschaf­
fungsgeschäftes - für den.Ansatz der erworbenen Ver­
mögensgegenstände jedenfalls die Obergrenze 
darstellt32). Die Sacheinlage zu ihrem Zeit\vert anzu­
setzen, wenn die übernehmende Gesellschaft - unter 
Berücksichtigung des inneren Wertes der ausgegebe­
nen Anteile - nur zur Erbringilng einer geringeren 
Gegenleistung bereit \Var, müßto"? gegen das Anschaf­
fungswertprinzip verstoßen. Dies zeigt sich vor allem 
beim Vergleich mit dem Erwerb eines Vermögensge-

2�) Der wohl sehr seltene Fall der Einbringung von Vermö­
gen durch einen Außenstehenden in eine bloß über Barver­
mögen verfügende Gesellschaft bleibt im Text unerwähnt. 
Der „innere Wert" der Anteile an der übernehmenden Gesell­
schaft entspricht in diesem Fall dem Barvermögen. 

Jo) Adler/Düring/Schmaltz� § 255 HGB RZ 92 ff: „an­
schaffungsähnlicher Vorgang"; vgl aber Groh, Nutzungs­
einlagen im Handels- und Steurrecht, BB 1982, 133, 135 FN 
33 sowie derselbe, Einlegung und Ausschüttung immateriel­
ler Wirtschaftsgüter, StbJb 1988/89, 187!: „Anschaffungs­
geschäft". 

l•) Nachweise oben FN 8. 
J1) Ebenso Kuhn ZfB 1966, 656 f: Wirtschaftlich handle es 

sich um die Vereinigung von Z\vei Unternehmen. B::osis der 
Tauschverhandlung sei die Wertrelation. 

������������������ 

genstandes durch die Gesellschaft gegen Ausgabe 
eigener Anteile. Hier liegt zweifelsfrei keine Einlage, 
sondern (auch im zivilrechtlichen Sinne) ein Tausch­
vertrag vor. Der erworbene Vermögensgegenstand ist 
mit den Anschaffungskosten, somit zum Wert der hin­
gegebenen Anteile anzusetzen3J). Es ist kein Grund er­
sichtlich, bei der Bewertung anders vorzugehen, \Venn 
die als Gegenleistung gewährten Anteile erst durch 
eine Kapitalerhöhung geschaffen werden müssen. 
Die Einordnung der fusionsähnlichen Einbringung 
als Anschaffungsgeschäft verhindert somit eine bei 
wirtschaftlicher Betrachtung nicht zu rechtfertigen­
de Differenzierung gegenüber dem Tausch unter Hin­
gabe eigene Anteile der Gesellschaft. In beiden Fällen 
bedeutet der Ansatz der vollen Zeitwerte eine Verlet­
zung des Anschaffungswertprinzips3�). Dieses soll 
einerseits Unsicherheiten der Be\vertung begegnen. 
Andererseits wird durch den Ansatz zu Anschaf­
fungskosten - entsprechend der Zielsetzung des Rea­
lisationsprinzips - verhindert, daß noch nicht erzielte, 
unsichere Gewinne ausge\viesen \Verden. Die An­
schaffung führt entweder zu einem Aktivtausch oder 
- beim kreditweisen oder fremdfinanzierten Kauf -
zu einer Bilanzverlängerung. In beiden Fällen ist sie 
selbst ergebnisunwirksan1. Jener „,Vertsprung" 
(Leffson), der zu einem (ge\Vinnerhöhenden) Erfolgs­
beitrag führt, tritt erst aufgrund der Veräußerung 
des angeschafften Vermögensgegenstandes ein, \Veil 

1J) Eine andere Frage ist, ob - entsprechend § 6 Z 14 EStG 
- auch handelsrechtlich der Zeit\vert der hingegebenen \Virt­
schaftsgüter (Anteile) mit der Konsequenz der Ge\vinnreali­
sierung anzusetzen ist oder ob auch der Ansatz der Buch\ver­
te zulässig ist. Gassner/Lahodny-Karner in Straube HGB 
§ 203 RZ 10 nehmen im Einklang mit der in der BRD herr­
schenden Ansicht ein Wahlrecht an. Für den Ansatz des 
Buch\Vertes könnte ins Treffen geführt \Verden, daß der beim 
Tausch infolge Ansatz des Zeitwertes des hingegebenen Ver­
mögensgegenstandes ausge1.viesene Ge\vinn nicht in gleicher 
Weise „realisiert" wird wie beim Verkauf gegen einen über 
dem Buchwert liegenden Barkaufpreis. Andererseits \Väre 
zu berücksichtigen, daß gerade § 202 HGB für Falle des Er­
werbs ohne Geg�nleistung (Einlage ohne Anteilsgewährung, 
unentgeltliche Ubertragung) den Ansatz des vollen Wertes 
des e1worbenen Gegenstandes forde11. Dies spricht dafür, 
der Darstellung des möglichst getreuen Bildes der Vermö­
gens- und Ertragslage (§§ 195, 222 Abs 2 HGB) im Falle ent­
geltlosen En>1erbs generell den Vorrang einzuräumen, mit der 
Folge, daß der Tageswert eines envorbenen Vermögensgegen­
standes auch dann anzusetzen ist, wenn dieser Wert durch die 
Anschaffung nicht zweifelsfrei (so beim Tausch) oder über­
haupt nicht (so bei Einlagen und Schenkungen) bestätigt 
\Vird. Dazu nieine Habilitationsschrift (FN 1). Diese Fragen 
kann hier nicht weiter nachgegangen werden. 

u) Zum Anschaffungswertprinzip (auch: „Anschaffungs­
kostenprinzip") als Konkretisierung des Realisationsprin­
zips vgl l{ropff in Geßler/Heferrriehl/Eckardt/Kropff Vorb 
§ 148 AktG RZ 19 und Vorb § 153 AktG RZ 111; Raupac/1, 
Grundprobleme der Gewinnverwirklichung im Steuerrecht, 
JbFSt 1973/74, 112, 116 f; Le!fson GoB' 247 ff, 252 („An­
schaffungspreisprinzip"); Moxter, BB 1984, 1780; Moxter, 
Karl Lechners Gewinnkonzeption und das neue deutsche Bi­
lanzrecht, GedS K. Lechner (1987) 271; Gelhausen, Das Rea­
lisationsprinzip im Handels- und Steuerbilanzrecht (1985) 
38ff; Adler/Düring/Schmaltz' § 253 HGB RZ 451; Knobbe­
Keuk, Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht8 § 3 III 4; Wohl· 
gemuth, Die Anschaffung?kosten in der Handels- und Steu­
erbilanz, HdJ 1/9 RZ 3; Gassncr/Lahodny-Karner in Straube 
HGB § 201 RZ 24; Luckey, StuW 1979, 133. 
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erst dann eine Bestätigung durch den Absatzmarkt 
vorliegt"). 

b) Die Anwendbarkeit dieser Grundsätze auf einge­
legte Vermögensgegenstände könnte nun mit dem 
Hinweis in Frage gestellt werden, daß das Realisati­
onsprinzip dem Ausweis nicht verwirklichter Gewin­
ne entgegenstehe. Da Einlagen den Gewinn der Kapi­
talgesellschaft nicht erhöhten, sei aus dem Realisati­
onsprinzip für die Bewertung der eingelegten Vermö­
gensgegenstände nichts zu gewinnen. Dieser Einwand 
ist aus mehreren Gründen nicht stichhältig: Einer­
seits erschöpfen sich die Funktionen des Anschaf­
fungswertprinzips nicht im Hinausschieben des Rea­
lisationszeitpunktes; wie ausgeführt1 dient es viel­
mehr auch der Objektivierung der Bewertung und da­
mit letzlich der Vermittlung eines möglichst getreuen 
Bildes der Vermögenslage der Kapitalgesellschaft 
(§§ 195, 222 Abs 2 HGB). Ferner kann es für die Be­
wertung durch die übernehmende Gesellschaft kei­
nen Unterschied machen, ob sie Vermögensgegen­
stände gegen Ausgabe von neu geschaffenen oder 
schon vorhandenen .(eigenen) Anleihen er\virbt oder 
einen wertmäßig entsprechenden Geldbetrag auf\ven­
det. Aber auch das Verbot des Ausweises nicht reli­
sierter Gewinne ist für die Sacheinlagenbe\vertung 
keines\vegs irrelevant36). Dies zeigt schon die Behand-

31) Moxter BE 1984, 1783; Leffson GoB; 248 f; Raupach 
JbFSt 1973/74, 113, 115 l. 

36) Zutreffend wurde dies auch vom I. Senat des BFH in 
seinem Beschluß vom 20. 8. 1986 BStBl 1[ 1987, 65, 12, mit 

Jung von Einlagen bei der GmbH. Zwar können Auf­
gelder nicht mehr- unmittelbar ertragswirksam ver­
einnahmt werden; die GmbH ist jedoch nicht gehin­
dert, die gemäß §§ 229 Abs 2 Z 1 HGB dotierte Kapi­
talrücklage gewinnerhöhend aufzulösen und für Aus­.
schüttungen zu venvenden. Dann würde der Ansatz 
der Sacheinlage mit einem Wert, der jenen der als Ge­
genleistung ausgegebenen Anteile übersteigt, Aus­
weis und Ausschüttung noch nicht realisierter Ge­
winne ermöglichen. Dies wäre aufgrund der Erfolgs­
lage der Gesellschaft nicht gerechtfertigt. In der Hö­
he der Differenz zwischen den Anschaffungskosten 
(� Wert der ausgegebenen Anteile) und dem einge­
buchten Zeitwert beruht der ausgeschüttete Gewinn 
nicht auf einer Bestätigung durch den Markt. Dies 
verstößt gegen den Grundsatz der Kapitalerhaltung 
ebenso wie der Ansatz eines gekauften Vermögensge­
genstandes zum höheren Zeitwert37). Anhand der Ka-

dem die Problematik der Nutzungseinlage dem Großen Senat 
des BFH zur Entscheidung vorgelegt wurde, hervorgehoben: 
Liege der Zugang einer Vermögensmehrung vor, so entschei­
de nur die unterschiedliche Veranlassung über ihre Behand­
lung als eingelegtes Wirtschaftsgut oder als Ertrag des Be­
triebes. Die Feststellung einer Vermögensmehrung als Geld­
\V"ert des Guts setze somit eine entsprechende Erhöhung des 
Betriebsvermögens voraus, die in der Bilanz in Erscheinung 
treten muß. Und wörtlich: „Die Frage der Realisation stellt 
sich deshalb logisch vorrangig vor der Frage, ob eine Vermd­
gensmehrung als Einlage oder als Ertrag zu behandeln ist." 
Das Realisationsverbot gelte daher nicht nur für den Ge­
winnausweis, sondern auch für Einlagen. 

37) Zum Zusammenhang Z\\'ischen Realisationsprinzip und 
dem Grundsatz der Kapitalerhaltung vgl Leffson GoB1 251; 

Die optimale Anlageform für 

Unternehmen zur Wertpapier­

dedung der Abferligungs­

und Pensionsrückslellungen. 

Der Raiffeisen-Vorsorgefonds 

bielet hohe Eriräge und 

vereinfach! die Werlpapier· 

deckung - keine Tilgungen, 

keine Unlerdeckungen. 

Bei Raiffeisen - Ihrer Wertpopierbonk. 

M Raiffeisen 
�Wertpapierfonds 



270 GesRZ 1992 Hügel, Die Bewertung von Sacheinlagen im Handelsrecht und Steuerrecht (I) 

stimmen. In vielen Fällen werden sich die B:indbrei­
ten der vertretbaren Werte daher nach beiden Werter­
mittlungsverfahren überschneiden. Anders ist dies 
aber etwa dann, wenn an der Börse notierei:i4e Akti­
en ausgegeben werden. 

Unanwendbar sind die §§ 203 HGB, 6 Z 14 EStG 
hingegen in den Fällen der ausgliedernden Einbrin­
gung. Deutlich wird dies insbesondere an der gerade 
für Tauschgeschäfte geltenden Regelung des,§ 6 Z 14 
EStG. Der erste Satz, wonach „beim Tatisch von 
Wirtschaftsgü lern , , , jeweils") eine Anschaffung 
und eine Veräußerung" vorliegt, trägt dem begriffs­
notwendigen Umstand Rechnung, daß ein Geschäft 
nicht nur auf der Seite eines Partners als Tausch be­
urteilt werden kann. Gerade diese Einordnung ist 
bei der ausgliedernden Einbringung aber nicht mög­
lich. Zwar kann der Sacheinleger die erworbenen An­
teile zum Wert der eingelegten Vermögensgegenstände 
ansetzen; aus der Sicht der übernehmenden Gesell­
schaft ist diese Betrachtung hingegen nicht möglich, 
Der Wert der Anteile scheidet aus den angeführten 
Gründen für die Bewertung der eingelegten Vermö­
gensgegenstände .aus. Ihnen kommt vielfach ( noch) 
kein .„innerer Wert" zu; vor allem aber ist das Aus­
niaß der ge\vährten Anteile nicht Ergebnis eines 
Preisbildungsprozesses. Ohne den Widerspruch zu1n 
Wortlaut des § 6 Z 14 EStG zu erkennen, stellt das 
steuerrechtliche Schrifttum denn auch ganz unbefan­
gen auf den gemeinen Wert der eingelegten Wirt­
schaftsgüter ab"), Offenkundig liegt dem die Vorstel­
lung zugrunde, daß§ 6 Z 14 EStG nur die Bewertung 
des Zuganges auf dem Beteiligungskonto des Sach­
einlegers regelt. Auch das BFH-Tauschgutachten5�) 
betraf in erster Linie Fragen der Ge\vinnrealisierung 
beim Tausch von Anteilen, nicht hingegen die Bev.1er­
tung in der Bilanz der übernehmenden Gesellschaft. 
Zutreffend konstatiert daher Döllerer"), daß die 
Sacheinlage „häufig als Tausch beurteilt (werde), 
wenn auch mehr von der Seite des Gesellschafters 
her gesehen", Der Wortlaut des § 6 Z 14 EStG verbie­
tet indessen diese einseitige Betrachtung. 

4, Werteverknüpfung nach dem UmgrStG 

a)-Da sich beim Tausch die Anschaffungskosten je­
\Veils nach dem Wert des hingegebenen Vermögensge­
genstandes bestimmen, werden die Tauschgegenstän­
de bei den Parteien des Rechtsgeschäftes nicht selten 
zu unterschiedlichen Werten angesetzt werden .. Dies 
gilt insbesonders dann, \Venn eine Seite auf das Ge­
schäft angewiesen ist und des\vegen ein höherwerti-

0) Hervorhebung hinzugefi.Jgt. 
0) Wiesner, S\VK 1989 A I  495; derselbe, VerdEickte Einla­

gen - Verdeckte Ausschüttungen, SWK 1990 A 1 343, 346; 
Bauer/Quantschnigg KStG 1988 § 8 RZ 14; ebenso Ab­
schnitt C 11  Abs 6 der Gewinnennittlungsrichtlinien 1989; 
richtig hingegen Doralt, EStG1 (1992) § 4 RZ 110; unklar 
Gassner in Bertl/Mandl/Mandl/Ruppe, Praxisfragen der Bi­
lanzierung (1991) 49, der im Text den gemeinen Wert der 
Wirtschaftsgüter für maßgeblich hält, in FN 45 hingegen zu­
stimmend die abweichende (und zutreffende) Ansicht Doralts 
zitiert. · 

w) Oben FN 10. 
") Aktienrecht und Steuerrecht, WPg 1969, 333, 334. 

ges Tauschobjekt anbietet. Bewertung nach Tausch­
grundsätzen führt nicht notwendig zu übereinstim­
menden Ausätzen auf beiden Seiten. Gleiches gilt 
grundsätzlich auch für Sacheinlagen ohne Beteili­
gungs- und Interessenidentität. Auch hier kann es na­
turgemäß vorkommen, daß eine Seite bereit ist, einen 
„Überpreis" zu bezahlen. 

Anders ist dies in Fällen der Sacheinlage mit Betei­
ligungs- und Interessenidentität. Da kein Preisbil­
dungsprozeß vorliegt, kann keine Seite ein „gutes" 
oder 11schlechtes" Geschäft machen. Sofern man 
auch handelsrechtlich die Realisierung eines Gewin­
nes auf Seite des Einlegenden für zulässig oder gar 
geboten hält52), ist kein Grund ersichtlich, die Erhö­
hung des Beteiligungs,vertes in der Bilanz des Einle­
genden mit einem anderen Betrag auszuweisen als 
die Vermehrung des Gesellschaftsvermögens in der 
Bilanz der übernehmenden Gesellschaft. 

b) Besonders augenfällig ist die Zweckmäßigkeit 
der We1teverknüpfung schließlich im Umgründungs­
steuerrecht: Dieses sieht von der Gewinnrealisierung 
in der Sphäre des übertragenden Unternehmens nur 
dann ab, wenn die stillen Reserven ün selben Um­
fang der Besteuerung erhalten bleiben. Bilanztech­
nisch \Vird dies durch die Fortführung der Buch\ver­
te verwirklicht. So gehen die bei dem übertragenden 
Unternehmen angesammelten stillen Reserven auf 
den übernehmenden Rechtsträger über. 

Die Technik der Werteverknüpfung ist indessen 
auch für gewinnrealisierende Umgründung von Be­
deutung: Jener Wert des übertragenen Vermögens, 
der zur Ermittlung der stillen Reserven und da-mit 
des Übe1tragungsge\vinnes herangezogen wird, muß 
spiegelbildlich für die Be\vertung in der Bilanz des 
übernehmenden Rechtsträgers maßgeblich sein. Wür­
den die übernommenen Wirtschaftsgüter demgegen­
über mit einem höheren Wett angesetzt, droht der 
Mehrbetrag der Besteuerung zu entgehen: Beim über­
tragenden Unternehmen wird er im Rahmen der 
Schlußbesteuerung nicht erfaßt, der übernehmende 
Rechtsträger hingegen kann das Vermögen zum höhe­
ren Wert veräußern, ohne daß ein Gewinn realisiert 
wird. Findet keine Veräußerung statt, kürzt der beim 
übertragenden Unternehmen nicht besteuerte Mehr­
betrag im Rahmen dei· Abschreibungen den Gewinn 
des übernehmenden Rechtsträgers. Auch dann tritt 
ein Steuerausfall ein. 

Zum gegenteiligen Ergebnis - nämlich zur doppel­
ten Besteuerung stiller Reserven - kommt es hinge­
gen, wenn die W irtschaftsgüter beim übernehmen­
den Rechtsträger mit niedrigeren Werten angesetzt 
werden als i n  der steuerlichen Schlußbilaii.z des über­
tragenden Unternehmens. Die so gelegte Bewertungs­
reserve wird bei Veräußerung der Besteuerung unter­
zogen, obwohl die stillen Reserven in der Höhe des 
Minderbetrages bereits durch die Schlußbesteuerung 
erfaßt worden sind. 

'1) Zur Problematik vgl etwa Platzer SWK 1987A1 11 und 
Knobbe-Keuk, Bilanz- und Unternehmenssteuerrecht' § 5 VI 
1 c bb.  Steuerrechtlich ergibt sich die Gewinnrealisierung 
aus § 6 Z 14 EStG ( vgl oben FN 14), 
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c) Auch d i e  ge\vinnrealisierende U1ngründung ist 
daher durch eine Werteverknüpfung gekennzeichnet. 
Fortzuführen sind aber nicht jene steuerlichen Buch­
\Verte, die sich aus der An\vendung der allgemeinen 
steuerrechtlichen Be\verlungsvorschriften ergeben 
und die in Kontinuität zu den vorangehenden Rech­
nungsperioden stehen; maßgeblich sind vielmehr je­
ne „tatsächlichen" \Verte, aus denen durch Abzug 
der steuerlichen Buch\verte die Höhe des Übertra­
gungsgeivinnes ermittelt \Vird. Al1erdings ist inl Um­
gründungssteuerrecht bis heute kein einheitl iches 
l(onzepl ver\virklicht: 

Nach Art III Strukt\'G bestin1n1ten sich der Ein­
bringungs(Veräußerung)ge,vinn und die BL'\\'ertung 
in der Bilanz der überneh1nenden Gesellschaft nach 
dein Teilzvert der übergehenden \Virtschaftsgüter (§ 8 
Abs 2 Satz 3 und 4 SO\Vie Abs 3 Strukt\'G). Hingegen 
ist nach § 1 6  Abs 2 und Abs 3 Un1grStG für die I--Iöhe 
de:-; Übertragungsge\\'innes infolge de� Ver\\'eises auf 
§ G Z 1 4  EStG der genleine \.Vert der eingelegtC'n \:Virt­
schaftsgüter 1naßgeblich. Dieser gilt ge1näß § 18 Abs 1 
Un1grStG auch für die Be,vertung in der Bilanz der 
übl'rneh1nenden Gesellschaft; ab\veichend \'On dein 
.. Z\\'eiseitigen I<onzept·· des § 6 Z 1-1- EStG ist hier so­
nlit nicht der gen1eine \Vert der Austciuschanteile 
niaßgeblich. Dies steht 1nit dein oben geschilderten 
Prinzip cle1· \Vertefortfuhrung im Einklang. ::'\icht ent­
scheidend ist. ob eine ausgliedernde Einbringung un­
ter Beteiligungs1dentitäl oder eine fu.sionsähnliche 
Einbringung unter Ge\\'ährung einer ausgehandelten 
Gegenleistung \'orliegt 

Die für \Tcrschn1elzung geltende Regelung ist 111 
n1ehreren Punkten anders konzipiert: \Vährend die 
Be\\'l'rtung 1n der Bilanz der übernehn1endcn Gesell­
::.cha ft früher \\'eder in § 20 I<S t G  noch in Art I 
Strukt VG geregelt ,,·ar, \\·urde nunn1l'hr durch das 
Un1grStG in § 20 Abs 3 KStG eine für die überneh­
n1encle Gesellschaft geltende Be\vertungsbestilnmung 
eingeführt. die für nicht unte1: das Un1grStG fallende 
(ge,,·innrealisierende) \'erschmelzungen gilt.  Ganz i1n 
Sinne der oben vertretenen Ansicht (und anders als 
die eben behandelten Einbringungsregelungcn) un­
terscheidet § 20 KStG Z\vischen Verschi�1elzungen 
1nit und ohne Gegenleistung. Im ersten Fall bemißt 
sich der Liqu1dationsge\vinn nach dem .. \\lert der 
für die Ver1nögensi.Jbertragung ge\vährten Gegenlei­
stung". Sofern diese Art der Ge\vinnermittlung ver­
sagt, \veil keine Gegenleistung· vorliegt, ist der Teil­
\\·e1t der VVirtschaftsgüter anzusetzen (§ 20 Abs 2 
KStG). Diese Werte hat die übernehmende Gesell­
schaft anzusetzen (\Verteverknüpfung nach § 20 
Abs 3 KStG)"). Dies betrifft Fälle der Verschmel­
zung, in denen die Ge\v<i.hrung von Abfindungsantei­
len durch d i e  übernehmende Gesellschaft infolge 
identischer Beteiligungsverhältnisse funktionslos 

;,) Fllr die nicht unter das UrngrStG fallende Einbringung 
komnlt es hingegen nicht auf die \Ve1te nach § 20 Abs 2 KStG, 
sondern auf den gemeinen \Vert nach § 6 Z 14 EStG an. Damit 
ist die \Vertungseinheit zu den §§ 16 Abs 2 und 3.  18 Abs 1 
UmgrStG gcwah11. nicht hingegen zu der ifn Text behandel­
ten Vcrschmclzungsregelung. 

INOUSTHIEBETHIEBE 
Paul Sw-alek 

KUNSTSTOFFWERK 

Ihr Partner für: 

SCHRUMPF- u. VERPACKUNGSFOLIEN, 
FOLIENSCHLÄUCHE, SÄCKE, MÜLL­
SÄCKE und MÜ LLErnIERBEUTEL mit 
oder ohne Aufdruck. 

TRAGTASCHEN \'erschiedcne Grölkn und 
Ausführungen, bis �-Farben-Druck. Alle 
Produkte aus un1\\'Cltfrcundliche111 Poly­
ethylen, rccyclingfähig. 

Geht's u1n Qualität und Zu\'erlässigkcit, 
cl;uu1 sind Sie bei uns richtig . 

9400 WOLFSBERG. Postfach 23 
Tel. 0435213291 SERIE. 

TELEFAX 3291-25. FS 49228 

\\1äre: Dazu zahlt die \'ersch111elzung durch Aufnah­
n1e eine1: IOOo/oigcn 1'ochtcrgesellschaft'1) SO\VlC clil' 
Versch1nelzung \"On Sch\\'C'Stergesellschaften. 

Dieses verschn1elzungsrechtliche Konzept gilt auch 
für die U1n\\·andlung ( § §  :20 Abs 1 Z 2 KStG iV1n 8 
Abs 2 UmgrStG). D i p  übergehenden \Virtschaftsgü­
ter sind somit zum Teil\\'ert anzusetzen5�). Bei ge\\'inn­
realisierenden Zusa1111nenschluß- und Realteilungs­
vorgängen ist hingegen der gen1eine Viert maßgeblich 
(§§ G Z 14 ESlG. I G  Abs 3 UmgrStG iVm 2-l Abs 1 
Satz 2 bzw 29 Abs 1 Satz 2 UmgrStG). Der Spaltungs­
regelung liegt de1ngegenüber ein „Mischkonzept' ·  zu­
grunde: Für die Einbringungskomponente gilt § 6 Z 14 
EStG kraft der VerweJSung in § 32 Abs 1 UmgrStG 
auf Art III UmgrStG Fur die Liquidationsbesteue-

"') In diesem Fall \\'eire die Ausgabe von Anteilen nicht nur 
funktionslos, sondern \\"egen des Verbots des En\'erbs eigener 
Anteile zusätzlich gesetlscha.f1srccl1tlich unzultissig. Anders 
im Falle der Verschn1elzung ,·an Schwestergesellschaften. 
Zur Zulässigkeit trotz Fehlens einer § 1 Abs 1 lit a-e 
StruktVG vergleichbaren Regelung in1 Un1grStG: Hügel, eco­
lex 1991,  804; Bruckner, Verschn1elzung und Einbringungen 
nach UmgrStG oder Strkt\"G? S\VK 1992 A 1 177, 178f;  fltL­
ber, Das UmgrStG: Neuerungen iln Umgründungssteuerrecht 
(Teil 5) FJ 1992, 83, 88: \V11 11dsam/Zöchling/Huber/Kllun, 
UmgrStG § 1 RZ 7.  

55) Die untergehende ßeteihgung ist Uedenfalls im E11rag­
steuerrccht) keine Gegenleistung (vgl Hügel, Sind Urn\\'and­
lungsverluste stets „Schein,·erluste"? ÖStZ 1989, 250, 251), 
so daß § 20 Abs 2 Satz 1 KStG nicht zur An\\•endung kommt. 
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rung im Falle der Aufspaltung kommen \viederu1n die 
verschmelzungsrechtlichen Regelungen zur An\ven­
dung (§§ 20 Abs 1 Z 1 KStG, 34 UmgrStG). 

Die bestehenden Wertungswidersprüche sind offen­
kundig: Bei Einbringungen, Zusa1nmenschlüssen und 
Realteilungen kommt.es nicht darauf an, ob eine Ge­
genleistung vorliegt. In jedem Fall ist der gerneine 
Wert der hingegebenen Wirtschaftsgü.ter maßgeblich. 
Der Tauschgrundsatz kommt aus der Sicht des über­
tragenden Unternehmens zur An\vendung. Für Ver­
schn1elzung, Unl\Vandlung und Aufspaltungen (Li­
quidationsspaltung) gelten unterschiedliche Grund-

sätze, je nachdem ob eine Gegenleistung vorliegt. 
Fehlt eine Gegenleistung, kommt es - \Vie im Falle 
der Einbringung - zwangsläufig auf den Wert der 
übergehenden Wirtschaftsgüter an. Maßgeblich ist 
aber nicht der gemeine Wert, sondern der Teilwert. 
Liegt eine Gegenleistung vor, kommt es auf den Wert 
der Gegenleistung an. Letzteres entspricht der An­
\Vendung der Tauschregelung aus der Sicht des über­
nehmenden Rechtstragers. Da § 20 Abs 2 Satz 1 KSlG 
keinen Wertn1aßstab nennt, ist gern § 13 Be\vG der 
Kurs\vert oder gen1eine Viert der Austauschanteile 
1naßgeblich. 



Univ.-Doz. Dr. HANNS F. HÜGEL, Rechtsanwalt, Mödling 

Die Bewertung von Sacheinlagen im Handelsrecht und 
Steuerrecht (I I} 

Im Bilanzsteuerrecht werden Sacheinlagen seit langem als Tausch eingeordnet. Die 

Bewertung erfolgt zu Anschaffungskosten. Danach hat die Gesellschaft die eingeleg­

ten Vermögensgegenstände mit dem gemeinen Wert der hingegebenen Gesellschafts­

anteile anzusetzen. Diese Grundsätze wurden zuletzt in § 6 Z 14 EStG verankert. 

Ein anderes Konzept liegt der handelsrechtlichen Einlagenbewertungsbestimmung 

zugrunde: Gemäß § 202 HGB richtet sich die Bewertung nicht nach dem Wert der Ge­

genleistung, sondern nach dem Wert des eingelegten Vermögensgegenstandes selbst. 

Die folgende Untersuchung zeigt, daß beide Regelungen ihren legitimen Anwen­

dungsbereich haben. Bewertung zu Anschaffungskosten nach Tauschgrundsätzen ist 

am Platze, wenn zwischen dem Einlegenden und der Gesellschaft gegensätzliche In­

teressen bestehen, die in einem Preisbildungsprozeß ausgeglichen werden. Demge­

genüber kommt - mangels Anschaffungskosten - „originäre" Bewertung zum Tages, 

wert des eingelegten Vermögensgegenstandes zum Zuge, wenn zwischen den Parteien 

der Sacheinlagevereinbarung infolge identischer Beteiligungen kein Interessengegen­

satz besteht. 

Inhaltsübersicht 

I. Das Problem 
1 .  Sacheinlagenbewertung und Abgrenzung von 

Kapital und Gewinn 
2. Die antagonistischen Bewertungskonzepte 

des § 6 Z 1 4  EStG und des § 202 HGB 
II. Sacheinlage und Anschaffungswertprinzip 

1 .  Ausgliedernde Einbringung: OriginO.re Bewer­
tung zum Zeitwert 
a) Fehlen eines Preisbildungsprozesses 
b) Bewertung statt „Bepreisung" 

2. Fusionsähnliche Einbringung: Bewertung zu 
Anschaffungskosten 
a) Vorliegen eines Anschaffungs(Tausch)ge­

schäftes 
bf Realisationsprinzip und Sacheinlagen 
c) Die Kritik des Schrifttums an der Einord­

nung von Sacheinlagen als Tausch 
d) Bedeutung der Differenzierung zwischen 

Sacheinlagen mit und ohne Beteiligungs­
und Interessenidentität in anderen Rechts­
gebieten 

3. Abgrenzung der Anwendungsbereiche der 
§§ 203 HGB, 6 Z 14 EStG und 202 HGB 

4. Werteverknüpfung nach dem UmgrStG 
a) Sacheinlagen mit und ohne Beteiligungs­

und Interessenidentität 
b) Buchwertfortführung im Umgründungs­

steuerrecht 
c) Werteverknüpfung bei gewinnrealisieren­

den Umgründungen 

III. Die Bewertungsmaßstäbe des § 202 HGB 
1 .  Der „beizulegende Wert" iSd § 202 Halbsatz 

1 HGB 
a) Identität mit dem Tageswert iSd §§ 204 

Abs 2, 207 Abs 1 HGB 
b) Unterschiedliche Bedeutung der „Nut­

zungsntöglichkeit im Unterneh111en " in 
§ 202 Halbsatz 2 HGB und § 204 Abs 2 
HGB 

2. Objektive und unterneh1nensbezogene Ele­
mente des Tageswertes 
a) Going concem-Prämisse 
b) Bestimmung des Tageswertes nach Hilfs­

werten 
c) Going concern-Bewertung und unterneh­

mensbezogener Nutzungswert iSd § 202 
Halbsatz 2 HGB 

3. Handelsrechtliches und steuerrechtliches 
Trennungsprinzip als Rechtsgrund der Einla­
genneutralisierung und Maßstab der Sachein­
lagenbewertung 

III. Die Bewertungsmaßstäbe des § 202 HGB 

1. Der „beizulegende Wert" iSd § 202 Halbsatz 1 HGB 

a) Nach dem handelsrechtlichen Schrifttum sind 
Sacheinlagen mit dem „Zeitwert") oder dem „tat-

"') Ballerstedt FS Gessler 71 ff; Kropf{. Über die „Ausglie­
derung" in FS Gessler (1970) 111 ,  116; Knobbe-Keuk, Bilanz­
und Unternehmenssteuerrecht1 § 5 111 6 b; Adler/Düring/ 
Schmaltz5, § 255 HGB RZ 111; Sarx in Beck Bil-Komm2, 
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sächJichen Wert"�;) anzusetzen. Allerdings werden 
d�ese Begriffe nicht präzisiert. Vor den Bilanzrechts­
reformen \Vurde gelegentlich auf die allgemeine Be­
\Vertungsregel des § 40 Abs 2 BGB ver\\•iesen58), im 
gleichen Atemzug aber bemerkt, daß der dort enthal­
tene Begriff des zum Bilanzstichtag „beizulegenden 
Wertes" umstritten sei5�). So\veit Anhaltspunkte für 
die Konkretisierung des Begriffes „ Zeit\vert" gege­
ben \VUrden, beschränkten sie sich i1n \vesentlichen 
auf die En1pfehlung zur vorsichtigen Be\vertung�u). 
Auch das BiRiLiG enthält keine Einlagenbe\ver­
tungsregelung. Der Rechtsausschuß des deutschen 
Bundestages hielt sie für entbehrlich, \Veil „aus der 
Sicht des Unternehmens . . .  den Anschaffungskosten 
der \Vert (entspricht), der den Gegenständen im Zeit­
punkt der Einlage zukommt". Mit dem RLG hingegen 
\Vurde in § 202 HGB eine Bewertungsregelung für 
„Einlagen und Zu\vendungen" eingeführt61). 

§ 202 HGB stellt auf den Wert der Sacheinlage ab, 
der ihr „ im Zeitpunkt ihrer Leistung beizulegen ist". 
Maßgeblich ist somit der Wert der eingelegten Vermö­
gensgegenstände selbst und nicht der \Vert einer Ge­
genleistung. Im Sinne der oben vorgenon11nenen Un­
terscheidung handelt es sich somit nicht um (umsatz­
bezugene) „Bepreisung'· zu Anschaffungskosten, son­
dern um originäre Betverrung. Ferner zeigt der Ge­
setzes\vortlaut („beizulegen ist") die sachliche Ncihe 
zun1 niedrigeren Tagestvert (Stichtags\vert) iS der 
§§ 204 Abs 2, 207 Abs 1 HGB. Zusätzlich enthält 
§ 202 HGB in seinem letzten Halbsatz eine bedeutsa­
me Einschrankung: Der „beizulegende \Vert" (Tages­
\Vert) ist nur dann anzusetzen, „so\veit sich nicht 
aus der Nutzungsmöglichkeit im Unternelunen ein 
geringerer \Vert ergibt".  

· Gass11er/Lahod12y-Karner6t) erblicken darin indes­
sen keinen Z\\'eiten, neben den „beizulegenden 
Wert" tretenden \\1e1tmaßstab. Dieser sei mil dein Ta­
geswer1 iSd §§ 204 Abs 2 und 207 Abs 1 HGB iden-

§ 247 HGB RZ 198: I/achenburg/Goerdeler/l't1ü.fler, GmbHG' 
§ 42 RZ 160; \\'eiters Geßler/Hefermehl/Eckardt/Kropff, 
§ 150 AklG RZ 13, die die Begriffe „gemeiner \Vert" und 
„Zeih\•ert·' offenkundig gleichsetzen. 

J') Mellerowicz in Großkamm AktG3, § 150 Anm 19; Claus­
sen in Kölner Ko1nm1, § 150 AktG RZ 9. 

�) Döllerer \VPg 1969, 333 f; Platzer, Handbuch der Son­
derbilanzen (1979) 356: „ . . .  jener Wert, der ihnen zum Zeit­
punkt der Aufstellung der Gründungsbilanz beizulegen isl 
(§ 40 HGB) - dh der Zeit\vert." 

�·) Döllerer, aaO 334; Stadler, FS Kastner (1972) 468. Zu­
treffend dürfte jene Ansicht sein, die in § 40 Abs 2 HGB aF 
nicht die Festsetzung eines bestimmten Weites, sondern die 
generelle Anordnung zur \'envendung solcher \Vertmaßstä­
be erblickte, die zu einer fachgerechten Bilanzierung füh­
ren. Vgl Adler/Düring/Schmaltz4 § 149 AktG RZ 97; \Vohlge­
n1uth, Niedrigere \Vertansätz in der Handelsbilanz�, HdJ Abt 
1/11 (1990) RZ 4.  

60) Stadler, FS Kastner 468. 
6 1) In der Fassung des J\.finisterialentwurfs (abgedruckt in 

RdW 1988, 227) lautete § 202 HGB noch: „Einlagen und Zu­
wendungen sind mit dem \Vert anzusetzen, der ihnen im Zeit­
punkt der Einlage beziehungsweise Zuwendung beizulegen 
ist; hiebei ist auf die Nutzungsmöglichkeit im Unternehmen 
Bedacht zu nehmen·'. 

6i) Straube, HGB § 202 RZ 11 .  Ebenso schon früher Gass­
ner, Einlagen und Zuwendungen so\vie Entnahmen itn Han­
dels- und im Ertragsteuerrecht, FJ 1990, 183, 184. 

tisch. Da aber bereits die Funktion des Tages\verts 
darin liege, „die mögliche1-..\•eise überhöhten Anschaf­
fungswerte i m  Hinblick auf die konkrete Nutzungs­
möglichkeit i m  Unternehmen zu objektivieren", sei 
der letzte Halbsatz des § 202 HGB „lediglich eine 
Wiederholung der unternchmensbezogenen Be\ver­
tung". Die Berücksichtigung unternehmensbezoge­
ner Nutzungsmöglichkeiten ist danach bereits Be­
s tandteil der Ermittlung des Tages1vertes als eines 
Going concern-Wertes. Dem letzten Halbsatz des 
§ 202 HGB wird im Ergebnis nur klarstellende Bedeu­
tung beigemessen: „ Kcinesfa1ls führt er zu einer Ein­
schränkung des beizulegenden We11es oder gar zur 
Anwendung eines anderen Be\vertungsn1aßstabes". 

Gassner/Lahodny-J(arner ist zunächst darin zu fol­
gen, daß der „beizulegende Wert" iS des § 202 HGB 
mit dem 1�ages\ve1t übere1nstiTnmL Dies ergibt sich 
einmal aus den identischen Formulierungen in § 202 
HGB und in §§ 204 Abs 2 Salz 1, 207 Abs 1 Satz 2 
HGB. Auch die GeseLzesentstehung \\'eist in diese 
Richtung: Als Be\Vertungs1naßstab für Einlagen kan1 
bisher nur der Zeit\\'ert gen1aß § -10 HGB in Be­
tracht. Die Gesetzesn1aterialien zu § 202 HGB recht­
fertigen die Einführung einer Einlagenbe\vertungsre­
gelung denn <lUCh mit dem Wegfall des § 40 HGB' '). 
Schließlich \Verden dem .. beizulegenden \Vert" ,  der 
für außerplanmäßige Abschreibungen n1aßgeblich 
ist, und dem Zeit\vert des § 40 Abs 2 HGB aF überein­
stimmende Begriffsinhalte beige1nessen°�). Daß die 
§§ 40 Abs 2 HGB aF, 204 Abs 2. 207 Abs 1 und 202 
HGB, inso\vei l  letzterer ebenfalls den Begriff „bci­
zulgender \Vert" ver\vendet, identische \Vertmaßsta­
be festlegen, ist danach nicht zu bez\\·eifeln. 

b) Entgegen Gassner/Lahodny-Karner schrcinkt 
der zweite Halbsatz des § 202 HGB die Maßgeblich­
keit des ,,beizulegenden \Vertes" ein. Der Einfluß 
der 11Nutzungs1nöglichkeit im Unternehmen" ist in1 
Rahmen der Einlagenbe,vertung ganz offenkundig 
ein anderer als bei der Vornahme außerplanmcißiger 
Abschreibungen. Z\var ist auch der am Abschluß­
stichtag beizulegende Wert nach § 204 Abs 2 Satz 1 
HGB „unter Bedachtnahme auf die Nutzungsmög­
lichkeit im Unternehmen " zu bestiinmen. Die Unter­
schiede gegenüber § 202 HGB Hegen indessen auf 

6J) 1270 BlgNR 17. GP S. 50 = J.1ol1r, RLG 38. 
61) Adler/Düri11g/Sclnnaltz\ § 154 AktG RZ 73; ebenso Ad­

ler/Düring/Schmaitz> § 253 11GB HZ 409; \Vol1lge11zuth, lidJ 
Abt I/11 RZ 4. Anders hingegen Kropff in Geßler/Hefer­
mehl/Eckardt/Kropff, § 154 AktG HZ 25 und ihm folgend 
Pankow/Lienau/Feyel in Beck Bil-Kommi, § 253 HGB RZ 
286 ff: Zwar orientiere sich der „niedrigere \Veit am Ab­
schlußstichlag" an der Fonnulierung des § 40 Abs 2 HGB 
aF Da diese Bestimmung aber keinen selbslandigen \Veit­
maßstab enthalte, sei der maßgebende \Vertbegri ff aus dem 
Sinn und Z\\'eck der Zulassung außcrplan1näßiger Abschrei­
bungen zu ermitteln. Folgt man dieser Ansicht, so scheint die 
Übereinstitnmung mit den §§ 204 Abs 2, 207 Abs 1 HGB 
schon im Hinblick auf die Ausgangsgröße des § 202 HGB -
den dort erähnten „beizulegenden \Vert" - Z\veifelhaft. Indes­
sen dürfte dieser Frage allenfalls theoretische Bedeutung zu­
kommen, weil die zitierte ab\veichende Ansicht, so\veit er­
sichtlich, hinsichtlich der Maßgeblichkeit des Wiederbe­
schaffungs\vertes, des Veräußerungswertes und des Ertrags­
\Vertes ersichtlich zu keinen gegenüber der eingangs zitier­
ten herrschenden Lehre ab\veichenden Ergebnissen gelangt. 
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der Hand; Das Kriterium der „unternehmensbezoge­
nen Nutzungsmöglichkeit" begründet keinen Höchst­
wert, sondern ist - bloß eine! - Determinante des bei­
zu]egenden Wertes selbst. Während ein „geringerer 
\Vert", der sich aus der Nutzungsmöglichkeit im Un­
ternehmen ergibt, nach § 202 HGB keinesfalls über­
schritten werden darf, ist bei außerplanmäßigen Ab­
schreibungen gemäß § 204 Abs 2 HGB auf die Nut­
zungsmöglichkeit im Unternehmen bloß Bedacht zu 
nehmen. 

Auf den ersten Blick bieten die gesetzlichen Be­
stilnn1ungen ein ver\virrendes Bild: § 202 HGB ent­
hält zwei Be\vertungs1naßstäbe: den „beizulegenden 
\Vcrt" und den (niedrigeren) .,unternehmensbezoge­
nen Nutzungs\vert" .  Andererseits beeinflußt das zu­
letzt genannte Kriteriun1 bereits den „beizulegenden 
\Vert". Danach besl'ehen Z\vei Interpretationsmög­
lichkeiten: Denkbar· \\'äre, daß die „Nutzungsmög­
lichkeiten im Unterneh1nen·• im Rahmen des § 202 
HGB den beizulegenden \Vert doch nicht beeinflus­
sen. sondern nur einen neben den genannten Werl­
n1aßstab tretenden Hochst1vert begründen. Darin lä­
ge freilich die Aufgabe der These von der Identität 
des beizulegenden \Vertes in § 202 HGB einerseits 
und § 204 Abs 2 HGB anderei·seits. Dies steht aber, 
\\•ie oben gezeigt, n1it dem \Vortlaut und der Entste­
hungsgeschichte des_Gesetzes nicht im Einklang. So­
n1it verbleibt nur die ll1:öglichkeit, der "unterneh-
1nensbezogenen Nutzungsmöglichkeit" im Rahmen 
der Einlagenbe\vertung einer z1veifache Rolle zuzuge-
· - .. -- --- 1 

8 1  

denken: einerseits - unter Aufrechterhaltung der 
Identitätsthese - zur Bestimmung des beizulegenden 
Werts und a ndererseits als zusätzliche Höchstgrenze. 
Dies spricht freilich dafilr, daß im Rahmen der zwei­
fachen Beeinflussung des Wertansatzes jeweils unter­
schiedliche unternehmensbezogene Kriterien maß­
geblich sind. 

Die Untersuchung dieser Thesen beginnt mit der 
Analyse jener Rolle, die unternehmensbezogene Kri­
terien bei der Ermittlung des Tageswertes spielen. 

2. Objektive und unternehmensbezogene Elemente 
des Tageswertes 

a )  Nach § 204 Abs 2 HGB ist der Tageswert von Ge­
genständen des Anlagevermögens „unter Bedacht­
nah1ne auf die Nutzungsmöglichkeit in1 Unterneh-
1nen" zu bestimmen. Mit dieser Vlendung betont das 
Gesetz bloß die Maßgeblichkeit des allgemeinen Be­
\Vertungsgrundsatzes der Unterneh1nensfortführung, 
das Going concern-Prinzip (§ 201 Abs 1 Z 2 HGB)")_ 
Zahlreiche Einzelbe\\•ertungsvorschriften sind Aus­
druck der Fo1tführungsprämisse""). So dürfen et\va 

6.-') Gassner/Lahoclny-Karner in St raube, I-iGB § 204 RZ 18; 
grundlegend zum Tages\vert und Teil\\"e11 als (grundsatzlich) 
übereinstimmende Going concern-\Verte: H' Doralt, Der Teil­
\\'ert als An\vendungsfall des Going-Cancern-Prinzips, in 
Raupach, \Verte und \Ve1tcrmitllung im Steuerrecht, JDSUG 
l 9R4, 141.  

"") Adler/Düring/Schn1altz\ § 252 l:IGB RZ 26;  Gassner/ 
Lallodny-Karner in Straube, l:IGB § 201 RZ :l2. 
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im Rahmen planmäßiger Abschreibungen die An­
schaffungskosten über die Nutzungsdauer des Vermö­
gensgegenstandes verteilt werden, ohne daß niedri­
gere Zerschlagungswerte angesetzt werden müssen. 
Von Bedeutung ist dies insbesondere bei Anlagegü­
tern (etwa Maschinen), deren Marktwert schon auf­
grund der Inbetriebnahme erheblich sinkt. In ver­
stärktem Maße gilt dies für Spezialanfertigungen, 
die in anderen Unternehmen nicht oder weit weniger 
rentabel eingesetzt werden können. Iriso\veit erlauben 
die vom Going concern-Prinzip beherrschten Einzel­
vorschriften die Berücksichtigung jenes \Vertes, den 
der Vermögensgegenstand „ für das Unternehme:n" 
hat. 

b) Zurückgedrängt \Vird im \Vesentlichen aber nur 
die Maßgeblichkeit des niedrigeren Einzelveräuße­
rungspreises, insbesondere in Form des Zerschla­
gungs\ve1ies61). Das Going concern-Prinzip führt hin­
gegen nicht dazu, daß ein ausschließlich „unterneh­
n1ensbezogener" - subjektiver - Wert zu ermitteln 
ist. Vielmehr orientiert sich der Tages\vert i n  erster 
Linie an objektiven Größen(;&): Am deutlichsten ist 
dies bei Gegenständen des Umlaufvermögens. Hier 
nennt das Gesetz ausdrücklich Börsenkurse und 
Marktpreise (§ 207 Abs 1 Satz 2 HGB). Sofern solche 
für Anlagegüter existieren, bestimmen sie auch hier 
die Bewertung69)_ In erster Linie stellt das Schrifttum 
schließlich auf den \Viederbeschaffungs,vert, die Re­
produktionskosten und den Einzelveräußerungspreis 
ab Daß nicht unternehmensbezogene, sondern objek­
tive U1nstände im Vördergrund stehen, \Vird letzlich 
auch dadurch bestätigt, daß dem Ertrags\vert bei 
der Bestimmung des Tages\vcrtes nur subsidiäre Be­
deutung beigemessen \Vird: Er ist bei solchen Anlage­
gegenständen heranzuziehen, die nicht am Markt er­
'vorben \Verden können, \Vie Patente, andere Schutz­
rechte oder Beteiligungen10)_ Auch innerhalb dieses 
eingeschränkten An\vendungsbereiches führt die Be­
rücksichtigung deS Ertragwe1ies aber keineswegs zu 
einer schlechthin unternehmensbezogenen Bewer­
tung. Maßgeblich ist vielmehr der Ertrag\vert des ein­
zelnen Vermögensgegenstandes, unabhängig von sei­
ner Venvendung im Unternehmen. So ist die gute 
oder schlechte Rentabilität des Unternehmens auch 
grundsätzlich ohne Bedeutung für die Bewertung ein­
zelner Vermögensgegenstände71). Eine außerplanmä­
ßige Abschreibung k.ommt nur wegen solcher Abwer-

80) Eingehend Wohlgemuth in Bonner Handbuch Rech­
nungslegung, § 252 HGB RZ 15 ff. 

M) AusdrUcklich Karner, Die Bewertung im Entwurf des 
RLG aus handels- und steuerrechtlicher Sicht, FJ 1987, 
145, 159 im Zusammenhang mit dem (dem handelsrechtli­
chen Zeitwert weitgehend gleichgeste11ten) Teilwert sowie 
im Ergebnis auch 148f. 

0) Adler/Düring/Schmaltz�. § 253 HGB RZ 413; Pankow/ 
L1enau/Feyel in Beck Bil-Komm\ § 253 RZ 288; Wohlge­
muth, HdJ Abt 1/1 1 .RZ 4 FN 5. 

'0) Gassner/Lahodny-Karner in Straube, § 204 HGB RZ 
20 f;  Adler/Düring/Schmaltz5, § 253 RZ 411  ff; Pankow/ 
Lienau/Feyel in Beck Bil-Kornm1, § 253 RZ 288 ff; Wohlge­
muth, HdJ Abt 1/11 RZ 17 ff. 

11) Adler/Düring/Schmaltz�, § 253 RZ 418; Wohlgemuth, 
HdJ Abt 1/11 RZ 29 f; Gassner/Lahodny-Karner in Straube, 
HGB § 204 RZ 22. 

tungsgründe in Betracht, die im einzelnen Bewer­
tungsobjekt selbst liegen12). Der Einzelveräußerungs­
wert darf daher nicht durch Ansatz eines niedrige­
ren, unternehmensbezogenen Nutzungswertes unter­
schritten werden. Einzelveräußerungswert, Börsen­
oder Marktpreise bilden im Regelfall die Untergren­
ze der Bewertung73). Schließlich stünde eine (generel­
le} Berücksichtigung unternehmensbezogener Beson­
derheiten bei der Be\vertung von Vermögensgegen­
ständen im Widerspruch zum Einzelbe\vertungsprin­
zip (§§ 201 Abs l Z 3 HGB). Danach sind die Risiken 
eines jeden Vermögensgegenstandes für sich zu beur­
teilen. Die Be\vertung richtet sich nach den indivi­
duellen Gegebenheiten des Be\vertungsobjektes:�) 

Allerdings dürfte einer unternehmensbezogenen 
Be\vertung in einem Teilbereich Bedeutung zukom­
men. Angesprochen ist die Bestimmung des Tages­
\Vertes nach den Wiederbeschaffungs- oder Repro­
duktionskosten so\vie nach dem Einzelveräußerungs­
preis. Zumal dann, \venn das Unternehmen über be­
sonders günstige Beschaffungs- oder Reprodukt1ons­
möglichkeiten verfügt, \Väre es \venig sachgerecht. ei­
nen höheren Wert anzusetzen, der sich ausschließlich 
nach den objektiven Gegebenheiten des Beschaf­
fungsmarktes oder nach Herstellungskosten anderer 
Unternehmen bestimmt. Wie noch unten dargelegt 
\Vird, führt eine unternehmensbezogene Betrachtung 
hier tatsächlich zum Ans�tz fiktiver Anschaffungs­
ader Herstellungskosten. Freilich sollte dies nicht 
als Ausdruck des Going concern-Prinzips verstan­
den \Verden. Dieses entscheidet vielmehr in erster Li­
nie über die Anwendbarkeit der Einzelvorschriften, 
zu denen auch die Bev.,rertung zum Tages,ve1t iSd 
§§ 204 Abs 2, 207 Abs 1 HGB gehört. Die positive 
Fortführungsprognose dispensiert vom Ansatz zu 
Zerschlagungswerten. Nur \venn diese Bedingung er­
füllt ist, stellt sich überhaupt die Frage, ob bestimmte 
Hilfswerte unternehmensbezogen zu ermitteln sind. 

11) Selchert, Die kaufmännisch vernünftige Beurteilung 
eines niedrigeren Wertansatzes in der Bilanz, DStR 1986, 
283, 284 mwN. 

13) Für Anlagegüter: Adler/Düring/Sclimaltz�. § 253 HGB 
RZ 414 f, 417; Pankow/Lienau/Feyel in Beck Bil-Komm!, 
§ 253 HGB RZ 288; Küting/Weber', § 253 HGB RZ 150; Rich­
ter, Das Sachanlagevermögen7, HdJ Abt II/l RZ 255. Beim 
Umlaufvermögen kommt ein (niedrigerer) unternehrnensbe­
zogener Nutzungs- oder Ertragwert schon aus begrifflichen 
Gründen nicht in Betracht. 

14) Adler/Düring/Schmaltz5 § 252 HGB RZ 32. Der betrieb­
liche Nutzungs- und Funktionszusammenhang ist nicht für 
die Bewertung schlechthin, sondern für die Abgrenzung von 
Bewertungseinheiten maßgeblich; Budde/Geißler in Beck 
Bil-Komm2, § 252 HGB RZ 23; Adler/Düring/Schmaltz�, 
§ 252 HGB RZ 48 ff. Es wäre zweifellos unzulässig, eine der 
betrieblichen Nutzung nicht oder nur eingeschränkt zugäng­
liche Liegenschaft des Unternehmens auf einen unter dem 
Marktpreis liegenden „Nutzungswert" abzuschreiben. Daß 
die Berücksichtigung untemehrnensbezogener Kriterien bei 
der. Bewertung im Normalfall am Einzelbewertungsprinzip 
scheitert, zeigt auch die Diskussion in der BRD um den An­
wendungsbereich der „Abschreibungen im Rahmen vernünf­
tiger kaufmännischer Beurteilung" (§ 253 Abs 4 dHGB). Die 
hA sieht nur hier Raum für die Berücksichtigung unterneh­
mensbezogener Kriterien, insbesondere des „allgemeinen 
Unternehmensrisikos": Selchert, DStR 1986, 283ff; Wohlge­
muth, HdJ Abt l/11 RZ 45 f; Adler/Düring/Schmaltz', § 253 
RZ 529. 



Hügel, l)ie Be\vertung von Sacheinlagen im Handelsrecht und Sleuerrecht (II) GesRZ 1993 33 

Dies führt jedoch keineswegs zur generellen Maßgeb­
lichkeit eines „unternemensbezogenen Nutzungwer­
tes"; vielmehr sind in manchen Fällen die \Viederbe­
schaffungs-, Reproduktions- oder Veräußerungswer­
te nach unternehmensbezogenen Kriterien zu bestim­
men. Inso\veit kommt diesen tatsächlich Bedeutung 
bei der Ermittlung des Tageswertes zu. 

c) Der letzte Halbsatz des § 202 HGB läßt sich nicht 
mit der Going concern-Prämisse erklären: Die 
Berücksichtigung des unternehmensbezogenen Nut­
zung\vcrtes kann nur zu einer Unterschreitung des 
Tageswertes führen. Dies folgt SO\Vohl aus dein Ge­
setzeS\\'ortlaut als auch aus der Entstehungsgeschich­
te. In der Fassung des Ministerialent\\'Urfs lautete der 
letzte Halbsatz \\'ie folgt: „ . . _ hiebei ist auf die Nut­
zungsmöglichkeit im Unternehmen Bedacht zu neh­
men." Anders als zu1n geltenden § 202 HGB betonten 
die Erläuterungen. daß „im Begriff der Nutzungsmög­
lichkeit . . .  auch der Ertragswert enthalten" seF5). Es 
n1ag dahinstehen, \\'elche Vorstellungen die Radakto­
ren des IVfinislerialenl\\1urfs 1nit dieser Fassung des 
§ 202 HGB verbunden haben '6) . Die iin Zuge der R\T 
geänderte Fassung erlaubt jedenfalls keine Über­
schreitung des .. beizulegenden Wertes" .  sondern 
flihrt ein „nutzungsbezogenes Niederst\\·crtkriteri­
un1" ein:'). Dies steht mit dem Going concern-Prtn­
zip im \Viderspruch. Viel!nchr erlaubt dieses eben in 
der Regel den Ansatz höherer \Verte;�). 

3. l!andelsrechtliches und steuerrechtl1ches 
TrennHngsprinzip als Rechtsgrund der 

Einlagenneutralisierung und Maßstab der 
S acheinlagenbewertung 

Läßt sich der letzte Halbsatz des § 202 HGB somit 
nicht ohne \\'eilcres auf ein überzeugendes Be\ver­
tungsprinzip zurückführen und sind auch die Absich­
ten der Redaktoren in diesem Zusammenhang dunkel, 
en1pfiehlt es sich, die Untersuchung zur Klärung des 
Gehalts des § 202 HGB nicht bei jener Ausnahmere­
gelung zu beginnen, sondern bei der Funktion der 
Einlagenbilanzierung anzusetzen. Angeknüpft \vird 
dabei an ein theoretisches Konzept, das Gassner zur 

_Klärung der Fragen um die Bewertung von verdeck­
ten Sacheinlagen i1n Bilanzsteuerrecht ent\vickelt 
hat'9) und dessen dogmatischer Ansatz auch für die 
handelsbilanzrechtliche Be\vertung von Sacheinla-

'�) Abgedruckt in Rd\V 1988, 227. 
'') Denkbar ist, daß die Redaktoren auch hier eine Diffe­

renzierung gegenüber der Ermittlung des Tages\\·ertes be­
absichtigt haben, bei welcher - nach hA - dem Ertrags\\'ert 
nur subsidiäre Bedeutung zukommt. Dazu im Text. 

1;} So auch Nowotny, Neuerungen im Entwurf für ein RLG, 
RdW 1989, 258, 259: „Damit soll klargestellt \\'erden, daß sich 
aus der voraussichtlichen Nutzungsmöglichkeit im Unter­
nehmen kein llbherer \Vert als der zum maßgeblichen Bewer­
tungszeitpunkt geltende ergeben kann" (Hervorhebung hin­
i.ugefUgt). Rätselhaftenveise ist in den Erläuterungen auch 
der Hinv.'eis auf den Ertrags\vert entfallen. 

;.} Eingehend Wohlgemuth in Bonner Handbuch Rech­
nungslegung, § 252 HGB RZ 15 f. 

:9) Die Bewertung von Entnahmen und Einlagen, verdeck­
ten Gewinnausschüttungen und verdeckten Einlagen, in Rau­
pach, Werte und \Vertermittlung im Steuerrecht, JDStJG 
1984, 245, 268ff. 
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gen überhaupt fruchtbar gemacht \Verden kann. Der 
Maßstab für die Be\vertung der verdeckten Einlage 
und der verdeckten Gev. . .'innausschüttung ist nach 
Gassner aus der dogmatischen Begründung dieser 
Rechtsinstitute abzuleiten. Diese liegt in der Tren­
nung zwischen der betrieblichen Sphäre der Einkom­
menserzielung und der nichtbetrieblichen Sphäre80) . 
Der letzteren ist bei Körperschaften der Bereich der 
im Gesellschaftsverhältnis begründeten Beziehungen 
zwischen der Gesellschaft und den Gesellschaftern 
zuzuordnen. Daß Einlagen den steuerpflichtigen Ge­
winn nicht erhöhen, beruht auf ihrer Zuordnung zur 
nichtbetrieblichen Sphäre81) und ergibt sich - jeden-

'0) Gassner, JDStJG 1984, 254 L Ebenso Rose, Zur gegen­
wartigen Entwicklung der Besteuerung von Kapitalgesell­
schaften, StbJb 1967 /68, 2 1 1 ,  242 f; Dollerer, Verdeckte Einla­
gen bei Kapitalgesellschaften - Das Spiegelbild der verdeck­
ten Gewinnausschüttungen? FS von Wallis (1985) 293 f und 
Raupach, Die verdeckte Nutzungseinlage in Kapitalgesell­
schaften, ein unbewältigtes Problem bei der Besteuerung na­
tionaler und internationaler Konzerne? FS von Wallis (1985) 
309, 317 ff; Buyer, Gewinn und Kapital (1989} 1 9 .ff. Ebenso 
BFH 24. 3. 1987 BStBl II 1987, 705f zur verdeckten Einla­
ge. Vgl auch Wiesner FS Bauer, 356 ff. 

11} Gassner, Zuschüsse und Zuwendungen der Gesellschaf­
ter im Körperschaftsteuerrecht, ÖStZ 1976, 150; Wiesner FS 
Bauer, 349, 355 f; Jiresch/Langer, KStG 74 f; VwGH 19. 5 .  


